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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauser (Krefeld), Lampersbach, 
Schmidhuber, Biehle, Schröder (Lüneburg), Dr. Kunz (Weiden), Dr. Schwörer, 
Haase (Kassel), Frau Pieser, von Bockeiberg, Schedl, Jahn (Münster), 

Dr. Stavenhagen, Thürk, Dr. Stark (Nürtingen), Dr. Hammans, Pfeifer und Genossen 
- Drucksache 7/5556 - 

betr. Schwerbehindertengesetz 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat mit Schreiben vom 15. Juli 1976 - VR 2 - 42 - 
namens der Bundesregierung die obenangeführte Kleine Anfra- 
ge wie folgt beantwortet: 

AUgemeines 

Die Frage, ob die Einbeziehung der Ausbildungsplätze in die 
Berechnung der Pflichtplätze für Schwerbehinderte eine zusätz- 
liche Belastung der ausbildenden Betriebe darstellt und ob diese 
Regelung im Einklang steht mit dem Bemühen, die Ausbildungs- 
bereitschaft der Betriebe zu steigern, ist im Laufe des Gesetz- 
gebungsverfahrens bei der Novellierung des Schwerbeschädig- 
tenrechts eingehend erörtert worden. Dabei hat sich in den 
gesetzgebenden Körperschaften die Auffassung durchgesetzt, 
daß die Einbeziehung der Ausbildungsplätze bei der Berechnung 
der Pflichtplätze zur beruflichen Eingliederung behinderter 
Jugendlicher erforderlich ist. Die jetzt geltende Regelung ist 
sowohl im federführenden Ausschuß als auch im Plenum des 
Deutschen Bundestages einstimmig verabschiedet worden. Zu 
einer Änderung des § 6 Abs. 1 Schwerbehindertengesetz 
(SchwbG) sieht die Bundesregierung keinen Anlaß. Diese Rege- 
lung stellt auch entgegen der in der Kleinen Anfrage vertrete- 
nen Auffassung keine Diskriminierung der Ausbildungsbetriebe 
dar. 

Sie führt in Verbindung mit § 7 Abs. 7 SchwbG im Gegenteil 
zu einer Vergünstigung für diejenigen unter den Ausbildungs- 
betrieben, die auch schwerbehinderte Jugendliche zur Berufs- 
ausbildung einstellen. Die genannten Regelungen des Schwer- 
behindertengesetzes stehen weiter in Einklang mit der Zielset- 
zung der Bundesregierung, bei der Berufsausbildung der behin- 
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derten Jugendlichen die Bemühungen in erster Linie darauf zu 
richten, eine gemeinsame Ausbildung mit den Nichtbehinderten 
in den allgemeinen Ausbildungsstätten zu ermöglichen. Nach 
Auffassung der Bundesregierung ist eine von der Behinderung 
her nicht zwingend gebotene Ausbildung in Sondereinrichtun- 
gen für Behinderte zu vermeiden. Einzelheiten hierzu hat die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Ausbildungschancen für Jugend- 
liche (Drucksache 7/4095) ausgeführt. Hierauf kann Bezug ge- 
nommen werden. 

Durch die Ausdehnung der Beschäftigungspflicht der Arbeit- 
geber auf die schwerbehinderten Auszubildenden sollte erreicht 
werden, daß die Arbeitgeber Ausbildungsplätze und sonstige 
Stellen zur beruflichen Bildung in ausreichendem Maß auch für 
Schwerbehinderte zur Verfügung stellen. Dieses Ziel war mit 
der Regelung des früheren Schwerbeschädigtengesetzes nicht 
möglich. Danach konnten schwerbeschädigte Auszubildende 
zwar auf Pflichtplätze angerechnet werden, bei der Ermittlung 
der Pflichtplatzzahl wurden die Ausbildungsplätze aber nicht 
mitgezählt. Eine derartige Regelung würde für schwerbehinder- 
te Jugendliche zwar Arbeitsplätze, jedoch keine Ausbildungs- 
stellen schaffen. 

Gleichwohl wird die Bundesregierung prüfen, in welchem Um- 
fang mit der derzeitigen Regelung das Ziel des Gesetzgebers 
erreicht wird, eine ausreichende Zahl von geeigneten Ausbil- 
dungsstellen für schwerbehinderte Jugendliche zu schaffen, und 
ob tatsächlich die Ausbildungsbereitschaft der Arbeitgeber durch 
die jetzige Regelung beeinträchtigt wird. Erst wenn die zur Zeit 
noch laufende Erhebung der Bundesanstalt für Arbeit zur Be- 
schäftigungspflicht abgeschlossen ist und genaue Analysen über 
die Zusammensetzung der arbeitslosen Schwerbehinderten vor- 
liegen, ist eine abschließende Beurteilung möglich. Die Ergeb- 
nisse dieser Erhebung und Untersuchungen werden nicht vor 
Herbst dieses Jahres vorliegen. 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Neuregelung ins- 
besondere auch im Zusammenhang mit der Verdoppelung der 
Ausgleichsabgabe erhebliche Unruhe vor allem bei den Klein- 
und Mittelbetrieben ausgelöst hat? 

Von einer erheblichen Unruhe bei den Klein- und Mittelbetrie- 
ben ist der Bundesregierung nichts bekannt. Im zeitlichen Zusam- 
menhang mit dem Anzeigeverfahren nach § 10 Abs. 2 SchwbG 
und der damit verbundenen erstmaligen Erhebung der Aus- 
gleichsabgabe nach dem neuen Schwerbehindertengesetz sind 
etwa 20 Eingaben aus dem Bereich der privaten Arbeitgeber an 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung gerichtet wor- 
den, in denen die Einbeziehung der Ausbildungsplätze in die 
Beschäftigungspflicht kritisiert wird. 
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Allen diesen Eingaben war gemeinsam, daß die Ausgleichsab- 
gabe in den Vordergrund der Überlegungen gestellt wurde. 
Unberücksichtigt blieb, daß die Hauptpflicht die Einstellung von 
Schwerbehinderten ist und daß die Zahlung der Ausgleichsabga- 
be diese Hauptpflicht nicht aufhebt. 

Die Nachprüfung der von den einzelnen Arbeitgebern geschil- 
derten Sachverhalte ergab, daß sich durch die Einbeziehung der 
Ausbildungsplätze in die Beschäftigungspflicht entweder kein 
oder allenfalls ein zusätzlicher Pflichtplatz ergab. Die Entschei- 
dung eines Arbeitgebers, einen Ausbildungsplatz zu schaffen 
oder weiter zu unterhalten, kann nämlich nur ausnahmsweise 
in dem praktisch höchst seltenen Fall beeinflußt werden, daß es 
ausgerechnet um einen Platz geht, der die Pflichtplatzzahl und 
damit die Belastung des Arbeitgebers aus dem Schwerbehin- 
dertengesetz erhöhen würde. Das zeigen folgende Beispiele: 

Bei einem Betrieb mit 16 Arbeitsplätzen können theoretisch 
zusätzlich noch 8 Ausbildungsplätze eingerichtet werden, ohne 
daß sich die Zahl von einem Pflichtplatz erhöhen würde, bei 
25 Arbeitsplätzen können bereits 16 Ausbildungsplätze ohne 
Erhöhung der Pflichtplatzzahl unterhalten werden. 

Erst bei mehr Ausbildungsplätzen steigt die Pflichtplatzzahl. Es 
dürfte einem Arbeitgeber, der willens ist, seine Beschäftigungs- 
pflicht zu erfüllen, nicht schwerfallen, einen dieser Ausbildungs- 
plätze mit einem behinderten Jugendlichen zu besetzen. 

Hinzu kommt, daß ein zu seiner beruflichen Bildung beschäftig- 
ter Schwerbehinderter auf mehr als einen Pflichtplatz angerech- 
net werden kann. Durch diese Regelung, die von den Arbeits- 
ämtern großzügig gehandhabt wird, können jedenfalls auch 
etwaige Nachteile, die sich im Einzelfall aus der Einbeziehung 
der Arbeitsplätze bei der Berechnung der Pflichtplätze ergeben 
können, voll ausgeglichen werden. 

Bei dieser Sachlage kann sicher nicht davon gesprochen werden, 
daß Ausbildungsbetriebe durch die Einbeziehung der Ausbil- 
dungsplätze in die Beschäftigungspflicht unzumutbar belastet 
oder gar diskriminiert werden. Diese Gründe waren für anfra- 
gende Arbeitgeber stets einleuchtend. 

Die Behindertenverbände haben sich inzwischen nachdrücklich 
für die Beibehaltung dieser Regelung ausgesprochen. Auch der 
Beratende Ausschuß für Behinderte bei der Bundesanstalt für 
Arbeit, in dem unter anderem Tarifpartner und die wichtigsten 
Behindertenverbände vertreten sind, hat in seiner Sitzung am 
6./7. Juli 1976 zur Antwort dieser Kleinen Anfrage ebenfalls 
empfohlen, an der Vorschrift des § 6 SchwbG festzuhalten. 

Die Bundesregierung wird ihrerseits alles tun, um die Arbeit- 
geber, die Ausbildungsplätze für junge Schwerbehinderte zur 
Verfügung stellen wollen, nach Kräften zu unterstützen. Die 
Mittel der Ausgleichsabgabe können und werden auch gezielt 
für die Schaffung und Erhaltung geeigneter Ausbildungsplätze 
für Schwerbehinderte eingesetzt werden. 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der Kleinbetriebe 
die vom Gesetzgeber ausdrücklich vorgesehene Möglichkeit im 
Wege einer Rechtsverordnung zu nutzen, nach § 8 Abs. 6 
Schwerbehindertengesetz für Kleinbetriebe mit weniger als 
30 Beschäftigte unter bestimmten Voraussetzungen temporär 
oder regional die Ausgleichsabgabe herabzusetzen oder zu 
erlassen? 

Die Bundesregierung ist bereit, die im Interesse der Kleinbetrie- 
be in § 8 Abs. 6 SchwbG vorgesehene Möglichkeit zu nutzen, 
sobald sie anhand von zuverlässigen Unterlagen feststellen 
kann, daß die in dieser Vorschrift als Voraussetzung für die 
Rechtsverordnung genannten Tatbestände erfüllt sind. 

Danach ist der zeitweise Erlaß oder die zeitweise Herabsetzung 
der Ausgleichsabgabe für Arbeitgeber, die über weniger als 
30 Arbeitsplätze verfügen, allgemein oder regional möglich, 
wenn die Zahl der unbesetzten Pflichtplätze die Zahl der unter- 
zubringenden Schwerbehinderten so erheblich übersteigt, daß 
die Pflichtplätze dieser Arbeitgeber nicht in Anspruch genom- 
men zu werden brauchen. Zur Zeit ist noch nicht bekannt, wie 
viele freie Pflichtplätze den 36 626 arbeitslosen Schwerbehin- 
derten (Stand Ende Juni 1976) gegenüberstehen und wie die 
Situation in den einzelnen Landesarbeitsamtsbezirken aussieht. 

Hier bleibt das Ergebnis des Anzeigeverfahrens abzuwarten, 
das - wie erwähnt - voraussichtlich im Herbst vorliegen wird. 
Da sich ein Erlaß oder eine Herabsetzung frühestens auf die im 
Jahre 1977 fällig werdende Ausgleichsabgabe für das Jahr 1976 
auswirken kann, reicht es aus, wenn eine entsprechende Ver- 
ordnung Ende dieses Jahres erlassen wird. 


3. Falls dies nicht der Fall sein sollte; Welches Zahlenmaterial 
liegt der Bundesregierung vor, und welches sind die Argumente, 
die einer solchen Maßnahme entgegenstehen würden? 

Die in dieser Frage unterstellte Ausgangssituation ist nicht 
gegeben. Das für den Erlaß einer Rechtsverordnung nach § 8 
Abs. 6 SchwbG erforderliche Zahlenmaterial liegt noch nicht 
vor. 

Es steht aber jetzt schon fest, daß bei einer Entscheidung über 
die genannte Rechts Verordnung auch diejenigen im Arbeits- 
leben stehenden Schwerbehinderten berücksichtigt werden müs- 
sen, die erst im Laufe des Jahres 1976 von den Versorgungs- 
ämtern anerkannt werden und somit in der auf das Jahr 1975 
bezogenen Erhebung der Bundesanstalt für Arbeit noch nicht 
enthalten sind. Nach den von der Versorgungsverwaltung er- 
mittelten Zahlen sind allein im ersten Quartal dieses Jahres 
mehr als 106 000 Schwerbehinderte anerkannt worden. Am 
31. März 1976 lagen etwa 275 000 Anträge auf Anerkennung 
noch unerledigt bei den Versorgungsämtern. Nach den bisheri- 
gen Erfahrungen werden etwa 70 v. H. dieser Anträge zu einer 
Anerkennung als Schwerbehinderter führen. 
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4. Ist die Bundesregierung bereit, der Problematik des § 8 Abs. 6 
Sdiwerbehindertengesetz unabhängig von einer allgemeinen 
Herabsetzung des Pfliditsatzes vorrangig besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen? 

Eine Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 6 SchwbG setzt voraus, 
daß die Pflichtquote feststeht, weil nur so die unbesetzten 
Pflichtplätze ermittelt werden können, die dann der Zahl der 
arbeitslosen Schwerbehinderten gegenüberzustellen sind. Bei 
der Auswertung des demnächst vorliegenden Zahlenmaterials 
hat die Bundesregierung daher vorrangig zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen für eine Änderung der Pflichtquote gemäß 
§ 4 Abs. 2 SchwbG erfüllt sind. Sobald für die Bundesregierung 
feststeht, daß der derzeit geltende Pflichtplatz von 6 v. H. nicht 
geändert zu werden braucht, wird sie zur Frage einer Rechts- 
verordnung nach § 8 Abs. 6 SchwbG eine Entscheidung treffen; 
dies wird - wie bereits erwähnt - noch vor Jahresende gesche- 
hen. Eine frühere Entscheidung ist nicht möglich, weil zuver- 
lässige Unterlagen, die eine Änderung der jetzigen Rechtslage 
rechtfertigen könnten, nicht früher vorliegen. 
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